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Management Summary 
Wegen des zunehmenden Konsums von Crack, einer aus Kokain hergestellten Droge, hat sich 

die Situation von Konsumierenden im öffentlichen Raum seit Mai 2023 vor allem in der Stadt 

Luzern zugespitzt. Der Konsum erfolgt häufig sichtbar im öffentlichen Raum. Die Gewährleis-

tung der Sicherheit im öffentlichen Raum stellt deshalb zunehmend eine Herausforderung 

dar. Gleichzeitig ist zu beobachten, dass sich die physische und psychische Verfassung von 

Crack-Konsumierenden rasant verschlechtert und diese weniger zugänglich sind. Es zeigt sich, 

dass die bisherigen für Menschen mit illegalem Substanzkonsum erfolgreich umgesetzten 

Massnahmen nicht ausreichen, um mit den neuen Herausforderungen umgehen zu können. 

Kanton und Stadt Luzern haben deshalb gemeinsam die Erarbeitung einer auf den Umgang 

mit Crack-Konsumierenden adaptierten Strategie und daraus abgeleiteter koordinierter Mas-

snahmen in Auftrag gegeben. 

 

Strategische Leitlinie für die Formulierung von Massnahmen zum Umgang mit Crack im öf-

fentlichen Raum bilden die vier Säulen der schweizerischen Drogenpolitik: Prävention, Thera-

pie und Wiedereingliederung, Schadenminderung und Überlebenshilfe sowie Kontrolle und 

Repression (4-Säulen-Prinzip). Crack-spezifisch sollen durch die zu treffenden Massnahmen 

folgende fünf strategischen Wirkungsziele erreicht werden: der gesetzliche Auftrag ist erfüllt 

bzw. das 4-Säulen-Prinzip ist umgesetzt; die Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt; die 

Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet; Behörden und Institutionen können ihren 

Auftrag erfüllen; gefährdete Menschen, insbesondere Jugendliche, sind sensibilisiert. 

 

Eine grosse Herausforderung bei der Umsetzung von Massnahmen bildet die Finanzierung 

von suchtpolitischen Massnahmen, die gemäss der geltenden gesetzlichen Regelung zu ei-

nem grossen Teil über den Zweckverband für institutionelle Sozialhilfe und Gesundheitsför-

derung (ZiSG) zu erfolgen hat. Die Entscheidfindung und Budgetierung im ZiSG erschwert 

eine rasche Implementierung von allfälligen Massnahmen. Faktisch ist deshalb die Stadt Lu-

zern als Hauptbetroffene der Crack-Problematik gezwungen, Massnahmen selbständig zu im-

plementieren und zu finanzieren.  

 

Gestützt auf einen Grundlagenbericht Infodrog, der schweizerischen Koordinations- und 

Fachstelle Sucht, der auf einer breit abgestützten Befragung der Stakeholder im Suchtbereich 

im Kanton Luzern und in der Zentralschweiz sowie auf einem Runden Tisch mit den Mitglie-

dern der Suchtgremien im Kanton Luzern beruht, werden für den Kanton Luzern folgende 

prioritären Massnahmen zum Umgang mit Crack vorgeschlagen: 

 

Prävention 

1 Prüfung Weiterentwicklung Früherkennung und Frühintervention (F+F) 

In den Organisationen (Schule, Jugendarbeit etc.) soll bezüglich Crack eine stärkere Sensibili-

sierung von Schlüsselpersonen (Schulleitenden, Verantwortlichen in den Gemeinden etc.) er-

folgen. 

2 Unterstützung Ansätze der digitalen Prävention 

Digitale Kampagnen in den sozialen Medien sind vielversprechende Ansätze, um Ju-

gendliche in sozialen Netzwerken, die gerade aktuell sind und von ihnen genutzt 

werden, zu erreichen und zum Thema Crack zu sensibilisieren. 
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3 Prävention für alle Altersgruppen bezüglich des Konsums von Crack 

Der Fokus der Prävention liegt auf der altersgerechten Stärkung von Lebenskompetenzen und 

wird vor allem substanzübergreifend vermittelt. Auf diesem Grundangebot kann in Bezug auf 

den Konsum von Crack aufgebaut werden. 

Therapie und Wiedereingliederung 

4 Ausbau Beratung soziales Umfeld  

Werden Nahestehende von Konsumierenden (Angehörige, Bezugspersonen etc.) gestärkt, 

können sie besser eine unterstützende Rolle übernehmen und ihre eigene Gesundheit schüt-

zen. 

5 Koordinierte/integrierte Unterstützung Konsumierender, Schnittstellenmanagement 

Integrierte Versorgung oder Case Management ermöglichen es, die Leistungen von Akteuren 

aus den Bereichen Medizin und Sozialarbeit an einer Stelle zu koordinieren und damit Infor-

mationsverluste zu reduzieren, die Unterstützung zu optimieren und so die Wirksamkeit von 

ergriffenen Massnahmen zu erhöhen. 

Schadenminderung und Überlebenshilfe 

6 Niederschwelliges aufsuchendes medizinisches Angebot /  

Klärung Substanzkonsummobil 

Die Schaffung eines aufsuchenden medizinischen Angebots kann zur akuten Versorgung vor 

Ort beitragen (z. B. Wundversorgung) und Obdachlosigkeit verhindern. Zudem können sterile 

Konsumutensilien und Informationsmaterialien an die Konsumierenden verteilt und es kann 

ein mobiler Konsumraum geschaffen werden.  

7 Niederschwelliges «Krankenzimmer» zur medizinischen Notversorgung von  

Konsumierenden 

Viele Konsumierende in prekären Lebenslagen gehen nicht oder erst bei erheblichen Gesund-

heitsproblemen in ärztliche Behandlung. Die Versorgung in einem «Krankenzimmer» mit nie-

derschwelligem Zugang erfolgt in einem geschützten Rahmen durch Pflegefach- oder ärztli-

che Personen. Die Betroffenen können sich auch für einen Moment ausruhen oder auch über 

Nacht gepflegt und betreut werden. So kann auch eine Anbindung an das medizinische und 

sozialtherapeutische Versorgungssystem geschaffen werden.  

8 Koordination und Abstimmung der Öffnungszeiten von verschiedenen Angeboten 

Klare Zuständigkeiten und Absprachen zwischen den verschiedenen Angeboten sowie die Ab-

stimmung von Öffnungszeiten der verschiedenen Angebote im Suchtbereich im Sinne eines 

Schnittstellenmanagements erhöhen deren Wirksamkeit in Bezug auf eine Verbesserung der 

Situation von Suchtbetroffenen. 

9 Stärkung strategische Präsenz aufsuchende Sozialarbeit und SIP an Hotspots  

Die strategische Präsenz der aufsuchenden Sozialarbeit (aSa) oder der SIP soll an den Hot-

spots in der Stadt Luzern weiter gestärkt werden. Bei Bedarf sollen solche Angebote auch in 

anderen Gemeinden aufgebaut werden. Die Massnahme wird idealerweise mit Massnahme 11 

kombiniert. 

10 Erarbeitung Planungsbericht und Umsetzung Konzept Wohnen für vulnerable Personen 

Es besteht ein Bedarf an niederschwelligen und akzeptanzorientierten Wohnangeboten für 

crackkonsumierende Menschen, aber auch generell für obdachlose Menschen mit oder ohne 

Substanzkonsum im mittleren oder höheren Alter. Ein solches Angebot bietet Schutz (vor 

Kälte, Gewalt etc.) und ist Grundlage für die Verbesserung ihrer sozialen und gesundheitlichen 

Situation. Ein gut ausgebautes und abgestimmtes Angebot könnte zur Beruhigung des öf-

fentlichen Raums und damit zum Sicherheitsempfinden der Bevölkerung beitragen. Zur Be-

stimmung des Bedarfs soll ein entsprechender Planungsbericht erarbeitet werden.  

Kontrolle und Repression 

11 Schaffung eines Orts im öffentlichen Raum, wo die Szene toleriert wird 

Ein Ort im öffentlichen Raum, an dem die Szene und der Konsum toleriert werden, kann dazu 

beitragen, dass weniger Menschen unkontrolliert im öffentlichen Raum konsumieren. Damit 

kann der Zugang zu den Konsumierenden und deren Unterstützung über aufsuchende soziale 
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und medizinische Angebote sowie das Monitoring erleichtert werden. Die Massnahme setzt 

die Umsetzung von Massnahme 9 voraus. 

12 Bekämpfung Grossdeal bzw. –handel 

Durch die Verfolgung von (Gross-) Handel und (Gross-) Deal kann die Verfügbarkeit von 

Crack eingeschränkt werden. Dies entlastet alle übrigen Massnahmen. Handlungsbedarf be-

steht vor allem in der Optimierung der Abläufe und Verfahren in der Strafverfolgung sowohl 

bezüglich der Ressourcen der Strafverfolgungsbehörden und der Anzahl Haftplätze. 

Rahmenbedingungen 

13 Überprüfung Finanzierungsregelung suchtpolitische Massnahmen 

Eine Anpassung der bestehenden oder die Schaffung alternativer Finanzierungsregelungen 

zwischen Kanton und Gemeinden soll geprüft werden, damit eine raschere Reaktion auf die 

Entwicklung im Suchtbereich ermöglicht und die Zentrumslasten der Stadt Luzern adäquat 

berücksichtigt werden. 

14 Sicherstellung Basisbetrieb etablierter Institutionen, Angebotsplanung und Ressourcen 

Der Umgang mit crackkonsumierenden Menschen erfordert eine Intensivierung der bestehen-

den Angebote in allen vier Säulen und darüber hinaus die Einführung zusätzlicher Massnah-

men. Eine kontinuierliche und gesicherte Finanzierung bestehender Massnahmen, die auch 

angemessene Anstellungsbedingungen für das Personal (Lohnentwicklung, Teuerungsaus-

gleich etc.) zulässt, ermöglicht den Institutionen Handlungs- und Planungssicherheit, um ihr 

Angebot längerfristig aufrechtzuerhalten.  

15 Aufbau standardisiertes Monitoring 

Mit der Schaffung eines Suchtmonitorings verfügen die Entscheidungsträgerinnen und –trä-

ger beim Kanton und in den Gemeinden über ein Instrument, mit dem sie ihre Steuerungs-

funktion in der Suchtpolitik faktenbasiert besser wahrnehmen und auch auf sich verändernde 

Situationen adäquat reagieren können. 

16 Überarbeitung Suchtleitbild 

Das Leitbild zur Suchtpolitik im Kanton Luzern vom 15. Dezember 2015 soll im Hinblick auf 

die Bewältigung künftiger Herausforderungen in der Suchtpolitik überarbeitet werden.  

 

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen erfolgt gemäss einer Priorisierung soweit 

möglich in der Regelstruktur durch die jeweils zuständigen Akteurinnen und Akteure (Kanton, 

Stadt, Gemeinden und Institutionen bzw. kantonale Suchtgremien) in Folgeprojekten. Für die 

zentrale Steuerung der Umsetzung der Massnahmen ist das Koordinationsgremium Sucht 

(KGS) vorgesehen. 

 

Fachleute gehen davon aus, dass synthetische Opioide (z.B. Fentanyl) in Zukunft auch in der 

Schweiz vermehrt konsumiert werden. Die vorgeschlagenen Massnahmen und die im Bericht 

von Infodrog ergänzend aufgeführten nachgelagerten Massnahmen erlauben es grundsätz-

lich, auch auf eine veränderte oder eskalierende Situation auch mit anderen Substanzen adä-

quat reagieren zu können. Selbstverständlich können Massnahmen in Antwort auf eine verän-

derte oder eskalierende Situation in der Zukunft erst zu gegebener Zeit definiert werden, 

wenn die Umstände bekannt sind. Dies erfordert eine gewisse Flexibilität bei der Anpassung 

von Massnahmen. Alle getroffenen Massnahmen müssen regelmässig auf ihre Wirksamkeit 

überprüft und gegebenenfalls angepasst werden. Dies erfordert eine sorgfältige Überwa-

chung der Konsumsituation im Kanton und den Vergleich mit anderen Städten, um auf Ver-

änderungen rasch und angemessen reagieren zu können, damit Kanton, Stadt und Gemein-

den auch für zukünftige Herausforderungen gewappnet ist. 
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1. Ausgangslage 

Wegen des zunehmenden Konsums von Crack, einer aus Kokain hergestellten Droge, hat sich 

die Situation von Konsumierenden im öffentlichen Raum seit Mai 2023 vor allem in der Stadt 

Luzern zugespitzt. Durch die einfache Zubereitung, die schnelle Konsumation und die kurze 

Wirkungsdauer von Crack hat sich das Bild der Drogenszene stark verändert. Der Konsum er-

folgt häufig sichtbar im öffentlichen Raum. Reagiert die Polizei bei grösseren Ansammlungen 

von Drogenkonsumierenden im öffentliche Raum mit verstärkter Präsenz, kommt es zu Ver-

schiebungen auf kleinere Plätze bzw. in die Quartiere. Die Gewährleistung der Sicherheit im 

öffentlichen Raum stellt zunehmend eine Herausforderung dar. Gleichzeitig ist zu beobach-

ten, dass sich die physische und psychische Verfassung von Crack-Konsumierenden rasant 

verschlechtert und diese weniger zugänglich sind. Es besteht auch die Herausforderung, dass 

sich junge Ausgängerinnen und Ausgänger nicht mit der Crack-Szene vermischen, die sich 

zunehmend im öffentlichen Raum aufhält. Auch werden mehr Konsumierende aus anderen 

Kantonen verzeichnet. Erschwerend ist, dass bis anhin keine evidenzbasierten medizinischen 

Behandlungsmöglichkeiten der Kokain- und Crack-Sucht (Substitutionstherapie) existieren. 

Diese Verschärfungen rund um die Drogenszene sind ein überregionales Phänomen. Die 

Stadt Luzern mit Zentrumsfunktion ist von den Auswirkungen jedoch besonders betroffen.  

 

Es gibt im Kanton Luzern bis anhin keine spezifisch auf den Umgang mit Crack-Konsumieren-

den adaptierte Strategie und daraus abgeleitete koordinierte Massnahmen. Insbesondere die 

bisher erfolgreich umgesetzten Massnahmen für Menschen mit illegalem Substanzkonsum 

brauchen eine Abstimmung auf die neuen Herausforderungen, welche mit dem Konsum von 

Crack einhergehen. Es sind daher darauf angepasste lösungsorientierte Ansätze erforderlich. 

Im April haben die Regierungsrätinnen Michaela Tschuor (Vorsteherin Gesundheits- und So-

zialdepartement [GSD]) und Ylfete Fanaj (Vorsteherin Justiz- und Sicherheitsdepartement 

[JSD]) sowie der damalige Stadtrat Martin Merki (Vorsteher Sozial- und Sicherheitsdirektion 

[SOSID]) deshalb das GSD beauftragt, eine Strategie bzw. daraus abgeleitete Massnahmen 

zum «Umgang mit Crack» zu entwickeln. 

 

2. Methodik 

Die Erarbeitung der vorliegenden Strategie und der daraus abgeleiteten Massnahmen er-

folgte durch eine Arbeitsgruppe, in welcher neben dem Kanton (GSD, Dienststelle Gesundheit 

und Sport [DIGE], Dienststelle Soziales und Gesellschaft [DISG], Luzerner Polizei (LuPol]), der 

Stadt Luzern (SOSID) und den Gemeinden (VLG), dem Zweckverband institutionelle Sozialhilfe 

und Gesundheitsförderung (ZiSG) auch Akzent Prävention und Suchttherapie, Klick Fachstelle 

Sucht, die Luzerner Psychiatrie (lups) und der Verein Kirchliche Gassenarbeit (VkG) vertreten 

waren.  

 

Unterstützt wurde die Arbeitsgruppe durch Infrodrog, der schweizerischen Koordinations- 

und Fachstelle Sucht. Infrodrog erarbeitete im Auftrag des GSD zuhanden der Arbeitsgruppe 

einen Bericht zur Crack-Situation. Der Bericht enthält eine Dokumentation der gesamtschwei-

zerischen Entwicklung zum Thema Crack sowie eine Situations- und Bedarfsanalyse zum Um-

gang mit Crack im Kanton Luzern und daraus abgeleitete Empfehlungen zu Massnahmen. Die 

Situations- und Bedarfsanalyse erfolgte auf Basis einer breit gestreuten Online-Umfrage von 

Fachleuten im Kanton, der Dokumentation von Massnahmen in anderen Städten und Kanto-

nen sowie der Fachexpertise von Infodrog. Die vorgeschlagenen Massnahmen wurden im 
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Rahmen eines Runden Tischs mit rund 30 Teilnehmenden, bestehend aus der Arbeitsgruppe 

und Vertretern der Institutionen geschärft und priorisiert. Der Grundlagenbericht von In-

fodrog ist integrierender Bestandteil des vorliegenden Strategie- und Massnahmenberichts, 

der die im Bericht von Infodrog formulierten strategischen Überlegungen und die daraus ab-

geleiteten prioritären Massnahmen in Bezug auf die Situation im Kanton Luzern und das wei-

tere Vorgehen weiter schärft. 

 

3. Strategische Stossrichtung 

Mit dem Ziel, den Drogenkonsum und seine negativen Folgen für die Konsumierenden und 

die Gesellschaft nachhaltig zu vermindern, sehen der Bund und die Kantone Massnahmen in 

den vier Bereichen Prävention, Therapie und Wiedereingliederung, Schadenminderung und 

Überlebenshilfe sowie Kontrolle und Repression vor (sog. Vier-Säulen-Prinzip; vgl. Art. 1a Abs. 

1 Betäubungsmittelgesetz [BetmG]). Der Umgang mit der Crack-Situation im öffentlichen 

Raum erfordert angepasste lösungsorientierte Ansätze der Suchtpolitik und Suchthilfe, wofür 

entsprechend die vier Säulen der schweizerischen Drogenpolitik die massgebliche strategi-

sche Leitlinie bilden. 

 

Die Crack-Situation im öffentlichen Raum zeigt ein Spannungsfeld zwischen den Anliegen der 

Bevölkerung (insb. Sicherheit und Ruhe), den Bedürfnissen der Konsumierenden (insb. Kon-

summöglichkeiten sowie gesundheitliche und soziale Unterstützung) und der Behörden bzw. 

Institutionen (Erbringung der gesetzlich verlangten oder vertraglich vereinbarten Leistungen) 

auf. Die Crack-Konsumierenden stellen eine grosse Herausforderung dar, die sich insbeson-

dere auch auf Institutionen im Bereich der Schadenminderung, wie den VkG, den Verein Job-

dach, aber auch auf LuPol, die Justizvollzugsanstalten und auf die psychiatrische Versorgung 

(insb. Drop-in) auswirkt. Mögliche Massnahmen zur Bewältigung bzw. Begleitung der Crack-

Situation im Kanton Luzern müssen vor diesem Hintergrund vorab auf die Erreichung der 

nachfolgenden strategischen Wirkungsziele abzielen: 

 

a Gesetzlicher Auftrag ist erfüllt (4-Säulen-Prinzip) 

b Gesundheit (somatisch und psychisch) der Konsumierenden ist gestärkt 

c Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet 

d Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und Angeboten 

angemessen reagieren (Gewährleistung ordnungsgemässer Betrieb, Durchset-

zung von Recht und Ordnung) 

e Gefährdete Menschen, insbesondere Jugendliche und junge Erwachsene, sind 

sensibilisiert. 
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4. Zuständigkeiten und Finanzierung 

Das Betäubungsmittelgesetz verpflichtet die Kantone im Bereich der suchtbedingten Störun-

gen zur Prävention, zur Therapie und Wiedereingliederung sowie zur Schadenminderung und 

Überlebenshilfe. Dazu schaffen die Kantone die notwendigen Einrichtungen oder unterstüt-

zen private Institutionen, die den Qualitätsanforderungen entsprechen (Art. 3b Abs. 1, 3d Abs. 

1-4 und 3g BetmG). Dazu kommt noch die Verfolgung von strafbaren Handlungen im Zusam-

menhang mit Betäubungsmitteln (Art. 19 ff. BetmG). 

 

Die innerkantonale Zuständigkeit zur Umsetzung dieser bundesrechtlichen Aufgaben ist nur 

zum Teil explizit in der kantonalen Rechtsordnung geregelt. Die Strafverfolgung ist Sache des 

Kantons, der dafür Polizei und Staatsanwaltschaften bereitstellt (§ 4 Abs. 1 Justizgesetz 

[JusG]). In Bezug auf die Prävention im Suchtbereich besteht grundsätzlich eine parallele Zu-

ständigkeit von Kanton (z.B. Mitfinanzierung ambulante und stationäre Therapien im Rahmen 

des KVG, Gesundheitsförderungsprogramme KAP, Tabakpräventionsprogramm, Präventions-

angebote für Schulen) und Gemeinden, wobei Kanton und Gemeinden über den ZiSG ge-

meinsam entsprechende Institutionen finanzieren können (§ 46 Gesundheitsgesetz [GesG]). In 

Bezug auf die Schadenminderung und Überlebenshilfe besteht eine historisch aufgrund der 

Grundzuständigkeit der Gemeinden in der Sozialhilfe und im Vormundschaftswesen (bzw. Be-

treuung Erwachsener) und der Zuständigkeit des Kantons für die Umsetzung des Betäu-

bungsmittelgesetzes gewachsene Verbundaufgabe zwischen Kanton und Gemeinden. Die 

Förderung entsprechender Angebote und Institutionen als Teil der institutionellen Sozialhilfe 

erfolgt ebenfalls über den ZiSG (§§ 21 ff. Sozialhilfegesetz [SHG]). Angebote im Bereich Thera-

pie und Wiedereingliederung werden zwar auch als Verbundsaufgabe betrachtet. Deren Fi-

nanzierung wird aber ausgerichtet auf Basis des Gesetzes über soziale Einrichtungen (SEG) 

und nicht über den ZiSG. Die sozialtherapeutische stationäre Suchttherapie sowie die Nach-

sorge, welche im Kanton Luzern von Akzent Prävention und Suchttherapie und Novizonte So-

zialwerk umgesetzt werden, sind als anerkannte Leistung im SEG-Bereich C: Suchttherapeuti-

sche Einrichtungen aufgeführt. Im Zusammenhang mit dem Entscheid über die Mitfinanzie-

rung des Pilotprojekts «Verlängerung Öffnungszeiten GasseChuchi/K+A» des Kantons mit der 

Stadt Luzern hat der Regierungsrat die Finanzierung suchtpolitischer Massnahmen über den 

ZiSG bekräftigt und zugleich festgehalten, dass dies auch dann gelte, wenn dies zu einer Er-

höhung der Beiträge führen sollte (RRB Nr. 369 vom 28.3.2024). Dies schliesst jedoch nicht 

aus, dass einzelne Gemeinden und/oder der Kanton in diesen Bereichen nicht selbständig ak-

tiv werden und eigene Massnahmen umsetzen können.  

 

Die heute weitgehend über den ZiSG erfolgende Finanzierung von Angeboten und Institutio-

nen im Suchtbereich ist nicht unproblematisch. Einerseits ist der ZiSG aufgrund seiner Orga-

nisation, Entscheidungsfindung und des Budgetprozesses relativ unflexibel und kann so nicht 

auf rasche Entwicklungen im Suchtbereich reagieren (z.B. dringliche Erweiterung oder Neuer-

teilung von Leistungsaufträgen zum Aufbau neuer Angebote). Andererseits basiert der ZiSG 

zur Hälfte auf einer solidarischen Finanzierung durch die Gemeinden. Da im Bereich der 

Suchtpolitik die Problemlast vorab in der Stadt Luzern liegt, erschwert dies die Akzeptanz ei-

nes Angebotsausbaus stark, auch wenn ein Teil der Szenegängerinnen und -gänger von den 

Gemeinden in die Stadt zugewandert ist. Zu beachten ist zudem, dass die ZiSG Delegierten-

versammlung über die Anerkennung der Förderungswürdigkeit von Projekten und Institutio-

nen beschliesst. Beschlüsse der Delegiertenversammlung gelten als angenommen, wenn die 

einfache Mehrheit der Stimmen der vertretenen Gemeinden und des Kantons die Zustim-

mung erteilt haben. Bei Stimmengleichheit der Gemeinden gilt das Geschäft als abgelehnt. 
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Die Förderungswürdigkeit kann deshalb nicht einseitig über den Kanton erwirkt werden. An-

gesichts eigener kommunaler Problemstellungen sollten stets adressatengerechte Argumente 

für die Sinnhaftigkeit einer solidarischen Finanzierung vorgebracht werden. 

Gegenüber dem Kanton besteht die Schwierigkeit, dass die Angebote in der Schadenminde-

rung und Überlebenshilfe in die Sozialhilfe diffundieren. Das heisst, eine Abgrenzung, was 

Suchthilfe ist und was in der alleinigen Zuständigkeit der Gemeinden liegende (persönliche 

oder wirtschaftliche) Sozialhilfe, kann nicht immer trennscharf vorgenommen werden.  

 

Der steigende Handlungsdruck in der Suchtpolitik führt vor dem Hintergrund der beschriebe-

nen Problematiken bereits heute dazu, dass die Stadt Luzern teilweise Massnahmen und An-

gebote selber initiiert und auch finanziert. Dies ist eine Entwicklung, die auch in anderen Kan-

tonen zu beobachten ist (Zürich, Lausanne, Bern etc.). Suchtpolitik ist deshalb oft faktisch 

städtische Politik. Inwieweit sich diese Entwicklung durch eine Schärfung der bestehenden 

Zuständigkeiten und Finanzierungsregelungen bzw. der diese regelnden rechtlichen Grundla-

gen beeinflussen liesse, ist fraglich. Als Alternative wäre deshalb auch eine Anpassung des 

kantonalen Lastenausgleichs in Bezug auf die in der Suchtpolitik entstehenden Zentrumslas-

ten der Stadt Luzern zu prüfen. Der Soziallastenausgleich könnte dabei neben dem Anteil 

Personen, die das 80. Altersjahr überschritten haben und dem Anteil der Wohnbevölkerung 

unter 65 Jahren, die durch Sozialhilfe unterstützt wird, neu auch spezialisierte Soziallasten, 

welche durch eine Verdichtung oder Kumulierung von persönlichen Problemlagen entstehen 

(Arbeitslosigkeit, psychische Beeinträchtigung, Suchtmittelkonsum), stärker berücksichtigen. 

Die Stadt Luzern beispielsweise hätte entsprechend die adäquaten Ressourcen, um Angebote 

im Zuständigkeitsbereich der persönlichen Sozialhilfe bedarfsgerecht zu planen, zu organisie-

ren, zu steuern und zu finanzieren.  

 

5. Massnahmen 

Nachfolgend dargestellt sind die von der Arbeitsgruppe mit Bezug auf die grösstmögliche 

Wirkung identifizierten prioritären Massnahmen für den Umgang mit Crack im Kanton Luzern 

in den vier Säulen der schweizerischen Drogenpolitik sowie übergeordnet zu den Rahmenbe-

dingungen und Begleitmassnahmen. Die Massnahmen sind auf einem Umsetzungshorizont 

(kurzfristig, mittelfristig, langfristig) eingeteilt, der auch den bei den Akteurinnen und Akteu-

ren zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen Rechnung trägt. Im Bericht von In-

fodrog sind weitere, nachgeordnete Handlungsoptionen für zusätzliche Massnahmen bzw. 

Anpassungen enthalten, die der Bewältigung der Crack-Situation oder in Antwort auf Eskala-

tionsszenarien im Zusammenhang mit anderen Substanzen (Fentanyl etc.) dienen können. 
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5.1 Übersicht 

 

Prävention 

1 Prüfung Weiterentwicklung Früherkennung und Frühintervention (F+F) k-l 

2 Unterstützung Ansätze der digitalen Prävention m 

3 Prävention für alle Altersgruppen bezüglich des Konsums von Crack l 

Therapie und Wiedereingliederung 

4 Ausbau Beratung soziales Umfeld m 

5 Koordinierte/integrierte Unterstützung Konsumierender, Schnittstellenma-

nagement 

k-l 

Schadenminderung und Überlebenshilfe 

6 Niederschwelliges aufsuchendes medizinisches Angebot / Klärung Substanz-

konsummobil 

k 

7 Niederschwelliges «Krankenzimmer» zur medizinischen Notversorgung von 

Konsumierenden 

m 

8 Koordination und Abstimmung der Öffnungszeiten von verschiedenen Ange-

boten 

k 

9 Stärkung strategische Präsenz aufsuchende Sozialarbeit und SIP an Hotspots /  k 

10 Erarbeitung Planungsbericht und Umsetzung Konzept Wohnen für vulnerable 

Personen 

k-l 

Kontrolle und Repression 

11 Schaffung eines Orts im öffentlichen Raum, wo die Szene toleriert wird k 

12 Bekämpfung Grossdeal bzw. -handel l 
 

k=kurzfristig, m=mittelfristig, l=langfristig 

 

Rahmenbedingungen 

13 Überprüfung Finanzierungsregelung suchtpolitischer Massnahmen 

14 Sicherstellung Basisbetrieb etablierter Institutionen, Angebotsplanung und Ressour-

cen 

15 Aufbau standardisiertes Monitoring 

16 Überarbeitung Suchtleitbild 

 

5.2 Die Massnahmen im Einzelnen 

a) Säule: Prävention 

 

1 Prüfung Weiterentwicklung Früherkennung und Frühintervention (F+F)  

Inhalt Für die Weiterentwicklung von Früherkennung und Frühintervention F+F 

in den Organisationen (Schule, Jugendarbeit etc.) bezüglich Crack ist eine 

Sensibilisierung von Schlüsselpersonen, wie Schulleitenden, Verantwortli-

chen in den Gemeinden und anderen Führungspersonen notwendig. 

Dazu ist es erforderlich, mit den relevanten Akteuren im Kanton Luzern 

eine Auslegeordnung vorzunehmen und Lücken und Handlungsbedarf zu 

identifizieren, um bedarfsorientiert reagieren zu können. 

Wirkungsziel Gefährdete Personen sind sensibilisiert 

Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 
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Zeithorizont Kurz- bis langfristig 

Status Im Kanton Luzern hat Akzent Luzern bereits verschiedene Leitfäden erar-

beitet und unterstützt Interessierte bei der Umsetzung von F+F-Ansätzen. 

Darauf kann aufgebaut werden. 

Kosten Abhängig von den zur Verfügung stehenden Ressourcen soll die Umset-

zung im Rahmen des bestehenden Leistungsauftrages von Akzent mit 

dem ZiSG erfolgen  

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden 

Finanzierung ZiSG und Kanton (BKD) 

 

2 Unterstützung Ansätze der digitalen Prävention 

Inhalt Für junge Menschen besteht eine Lücke in der digitalen Prävention (inkl. 

aufsuchende digitale Ansätze). Mit digitalen Lösungen sollen junge Men-

schen einen niederschwelligen, sicheren und optional anonymen Zugang 

zu Suchtfachpersonen, Jugend- und Sozialarbeiterinnen und –arbeitern 

oder anderen Fachpersonen erhalten. Dabei ist einerseits eine Abstim-

mung mit den relevanten Akteuren notwendig, um die vorhandenen Res-

sourcen so effizient wie möglich zu nutzen. Gleichzeitig sind mit solchen 

Angeboten komplexe Fragen des Datenschutzes, des Unterhalts und der 

Nachhaltigkeit verbunden sowie des Know-how-Erwerbs seitens der 

Fachpersonen. Solche Angebote erreichen neue oder schwer zugängliche 

Zielgruppen. Digitale Kampagnen in den sozialen Medien sind ebenfalls 

vielversprechende Ansätze, um Jugendliche in sozialen Netzwerken, die 

gerade aktuell sind und von ihnen genutzt werden, zu erreichen. Das Po-

tenzial ist gross, wenn sich mehrere Kantone beteiligen und so die finan-

ziellen Mittel gebündelt und gezielt eingesetzt werden können. 

Wirkungsziel Gefährdete Personen sind sensibilisiert 

Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 

Zeithorizont mittelfristig 

Status Der Kanton Luzern beteiligt sich aktuell bereits an der Finanzierung von 

SafeZone.ch. Diese bietet eine anonyme und für die Benutzenden kosten-

lose Online-Beratung.  

Sinnvoll wären verstärkte Social Media-Kampagnen für die Zielgruppen 

auf den einschlägigen Plattformen (Instagram und Tiktok etc.), beispiel-

weise ein Influencer-Projekt zu Crack. Akzent hat bei den Themen Vaping 

und Cannabis bereits breite Erfahrungen sammeln können. Eine Social 

Media-Kampagne bräuchte zusätzliche Ressourcen bzw. einen Zusatzauf-

trag. Die Kosten sind von der Grösse der Kampagne abhängig. 

Kosten CHF 15'000 bis 30'000 pro Kampagne 

Zuständigkeit Kanton 

Finanzierung Kanton, unter Beteiligung weiterer Kantone 

 

3 Prävention für alle Altersgruppen bezüglich des Konsums von Crack 

Inhalt Der Prävention kommt eine zentrale Rolle bei der substanz- und altersun-

spezifischen Stärkung von Lebenskompetenzen zu. Der Fokus der Präven-

tion und Gesundheitsförderung ist in der Regel nicht substanzspezifisch, 

also auch nicht crackspezifisch. 

Wirkungsziel Gefährdete Personen sind sensibilisiert 
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Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 

Zeithorizont langfristig 

Status Im Kanton Luzern ist Akzent in der Angebotsstruktur nach Lebensphasen 

ausgerichtet und setzt ihre Schwerpunkte auf die altersgerechten Lebens-

kompetenzen. Auf dieses Grundangebot kann aufgebaut werden. Zudem 

führt die Luzerner Polizei ergänzend und im Austausch mit Akzent im 

ganzen Kanton flächendeckend in der 8. Klasse eine Unterrichtslektion 

zum Thema Drogen und Sucht durch. Ebenso besteht zum Thema Dro-

genprävention auf Seiten Luzerner Polizei ein zusätzliches Vortragsange-

bot für Schulen und interessierte Erwachsene, welches gebucht werden 

kann. Zu prüfen ist, ob dieses Angebot nicht früher als in der 8. Klasse 

sinnvoll ist. 

Kosten Umsetzung Grundangebot im Rahmen der Leistungsvereinbarung mit 

dem ZiSG; Zusatzangebot nach Aufwand 

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden 

Finanzierung ZiSG (Grundangebot), Gemeinden (Zusatzangebot) 

 

b) Säule: Therapie und Wiedereingliederung 

 

4 Ausbau Beratung soziales Umfeld  

Inhalt Das soziale Umfeld ist von einem risikoreichen oder abhängigen Konsum 

mitbetroffen und es besteht eine grosse Nachfrage von Angehörigen, Be-

zugspersonen nach Unterstützung. Nahestehende sind oftmals überfor-

dert und brauchen Unterstützung, sonst werden sie selbst langfristig auch 

krank. Werden sie gestärkt, können sie besser eine unterstützende Rolle 

übernehmen und ihre eigene Gesundheit schützen. 

Wirkungsziel Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 

Gefährdete Personen sind sensibilisiert 

Zeithorizont mittelfristig 

Status Der Kanton finanziert gegenwärtig die ambulante Suchtberatung (Klick, 

SoBZ): Die DIGE hat ein Projekt eröffnet im Rahmen der Umsetzung des 

Psychiatrieplanungsberichtes bezüglich einer Ausweitung des Angebots 

auf die Beratung bei illegalen Substanzkonsum für Betroffene und Be-

zugspersonen und ohne Altersbegrenzung (auch Jugendliche), voraus-

sichtlicher Abschluss Ende 2026 

Kosten CHF 950’000 pro Jahr (heutiges Angebot). Bei einer geplanten Auswei-

tung des Angebotes auf die Beratung bei illegalem Substanzkonsum, 

wird eine Dossierzunahme um 30 Prozent geschätzt. Wie hoch die Zu-

satzkosten bei einer Mengenausweitung ausfallen, hängt u.a. von der fi-

nanziellen Beteiligung der Gemeinden ab. 

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden 

Finanzierung Kanton und Gemeinden 
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5 Koordinierte/integrierte Unterstützung Konsumierender, Schnittstellenmanage-

ment 

Inhalt Ansätze wie integrierte Versorgung oder Case Management ermöglichen 

es, die Leistungen von Akteuren aus den Bereichen Medizin und Sozialar-

beit an einer Stelle zu koordinieren und damit Informationsverluste zu re-

duzieren und die Unterstützung zu optimieren. Dazu gehört auch das 

Schnittstellenmanagement, also der reibungslose Übergang zwischen 

verschiedenen Angeboten zur Sicherstellung einer Versorgungskette. 

Dadurch kann die Wirksamkeit von ergriffenen Massnahmen erhöht wer-

den.  

Wirkungsziel Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 

Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Zeithorizont langfristig 

Status Der Kanton verfügt bis anhin über keine definierte zentrale Stelle, welche 

die Leistungen verschiedener Akteure im Suchtbereich koordiniert und 

sozialtherapeutisch begleitet. 

Der Kanton hat die Möglichkeit, sich an Projekten zur Integrierten Versor-

gung / Case Management zu beteiligen, wie dem Projekt REAS der 

Schweizerischen Gesundheitsligenkonferenz. Das Projekt wurde in einer 

ersten Pilotphase erfolgreich für Menschen mit komplexen gesundheitli-

chen und sozialen Einschränkungen durchgeführt und evaluiert und wird 

nun weitere vier Jahre durch Gesundheitsförderung Schweiz finanziert. 

Der Kanton Luzern hat die Möglichkeit, als Pilotkanton teilzunehmen (al-

lenfalls auch unter Teilnahme weiterer Zentralschweizer Kantone) mit Fo-

kus auf Menschen mit einer Abhängigkeitserkrankung und komplexen 

gesundheitlichen und sozialen Einschränkungen. 

Kosten Kosten Pilotprojekt (inkl. wissenschaftlicher Begleitung) von 2025-2028 

mit Beteiligung des Kantons. Der Bedarf kann in diesem Rahmen evaluiert 

werden. 

Zuständigkeit Kanton 

Finanzierung Im Rahmen des Pilotprojektes 2025-2028 durch Gesundheitsförderung 

Schweiz mit Beteiligung des Kantons mit 60% Stelle (CHF 80'000.- p./a.), 

Anschlussfinanzierung offen 

 

c) Säule: Schadenminderung und Überlebenshilfe 

 

6 Niederschwelliges aufsuchendes medizinisches Angebot / Klärung Substanz-

konsummobil 

Inhalt Die Schaffung eines aufsuchenden medizinischen Angebots kann zur 

akuten Versorgung vor Ort beitragen (z. B. Wundversorgung). Zudem 

können sterile Konsumutensilien wie Crackpfeifen, Spritzen, Nadeln und 

Sniffing-Blocks sowie Informationsmaterialien (Broschüren und Fakten-

blätter zu Substanzen, Infektionskrankheiten etc.) an die Konsumierenden 

verteilt und ein mobiler Konsumraum geschaffen werden. In einem weite-

ren Schritt kann über weitere Hilfsangebote informiert werden. Ein regel-

mässiger Kontakt zu den Schwerstabhängigen schafft Vertrauen bei den 

Konsumierenden und bildet eine gute Grundlage für die Vermittlung in 
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die Heroin-Substitutions-Behandlung (OAT) oder in andere Angebote 

(Mahlzeiten, Beratungsstelle, Therapie). Die Stabilisierung von Menschen, 

die sich im öffentlichen Raum aufhalten, trägt zur Verminderung der Ob-

dachlosigkeit bei. Gegebenenfalls ist eine enge Begleitung der Konsumie-

renden erforderlich, wie die persönliche Begleitung zu den Terminen. Es 

wird empfohlen, das Angebot an eine bereits bestehende Institution an-

zubinden.  

Wirkungsziel Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 

Zeithorizont Kurzfristig 

Status Der VkG ist in Absprache mit dem ZiSG daran, sein Angebot aufsuchende 

Sozialarbeit (aSa) in ein mobiles Angebot mit einem «Bus» anzupassen 

und prüfenn dieses Angebot zu einem Substanzkonsummobil zu erwei-

tern. Dazu liegt bereits ein Grobkonzept vor. Ein niederschwelliges aufsu-

chendes medizinisches Angebot kann vorzugsweise in dieses Angebot 

eingebunden werden, dies entspricht auch den Empfehlungen des In-

fodrog-Berichts, das Angebot an eine bestehende Institution anzubinden. 

Dies würde auch die Personalkosten reduzieren. Bereits jetzt arbeitet eine 

Ärztin / ein Arzt der lups alle zwei Wochen einen Nachmittag im Ambula-

torium des VkG. Es wird empfohlen, dieses Angebot ebenfalls mobil zu 

ergänzen.  

Die SIP leisten bereits heute Informationsarbeiten bei Gesundheitsfragen 

von Süchtigen im öffentlichen Raum. Zudem geben sie bei Bedarf Konsu-

mutensilien ab. 

Das Drop-in ist aktuell ebenfalls daran, in einer internen Arbeitsgruppe zu 

klären, ob sie ihre Angebote im Bereich mobil und aufsuchend ausbauen 

sollen. 

Wichtig ist, dass bei der Planung eines solchen Angebotes die verschie-

denen Player (VkG, lups bzw. Drop-in und SIP) miteingebunden und die 

Verantwortlichkeiten geklärt werden (siehe auch Massnahme 8). 

Der Aufbau eines integrierten mobilen medizinischen Angebotes würde 

auch bei einem allfälligen Auftreten von synthetischen Opioiden hilfreich 

sein (z.B. Mitführung und Anwendung von Naloxon als Antidot bei Über-

dosierungen) 

Kosten CHF 120'000 pro Jahr (Betriebskosten) und CHF 60'000 (Anschaffungskos-

ten Bus durch Fundraising VkG)  

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden 

Finanzierung Pilot: Kanton und Stadt, 01.07.2025 bis Ende 2027  

Regelstruktur ZiSG ab 2028 

 

7 Niederschwelliges «Krankenzimmer» zur medizinischen Notversorgung von 

Konsumierenden 

Inhalt Viele Konsumierende in prekären Lebenslagen gehen nicht oder erst bei 

erheblichen Gesundheitsproblemen in ärztliche Behandlung. Gleichzeitig 

haben sie oft Schwierigkeiten, Termine oder Medikamentenpläne einzu-

halten. Die Versorgung in einem «Krankenzimmer» mit niederschwelli-

gem Zugang erfolgt in einem geschützten Rahmen, der mehr Vertraulich-

keit zulässt. Sie kann je nach den zu erbringenden Leistungen (Blutdruck-

messung, Wundversorgung, Impfungen, Beratung bei übertragbaren 
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Krankheiten usw.) von einer Pflegefachperson oder von einer Ärztin bzw. 

einem Arzt durchgeführt werden. Die Betroffenen können an einem ge-

schützten Ort verweilen und sich für einen Moment ausruhen oder auch 

über Nacht gepflegt und betreut werden. Durch den längerfristigen Auf-

bau eines Vertrauensverhältnisses kann eine Anbindung an das ambu-

lante und stationäre Versorgungssystem geschaffen werden. Um eine op-

timale Wirkung zu erzielen, ergänzt eine Fachperson aus dem Sozialbe-

reich das Angebot in diesem geschützten Raum. Eine räumliche Nähe 

zum öffentlichen Raum, in dem Konsumierende toleriert werden, kann die 

Wirkung erhöhen. 

Wirkungsziel Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt 

Zeithorizont mittelfristig 

Status Der VkG bietet mit dem medizinischen Ambulatorium bereits die Mög-

lichkeit der Wundbehandlung und ärztlichen Sprechstunde sowie sich für 

einige Stunden in einem Krankenzimmer ausruhen zu können. Ein Auf-

enthalt über Nacht oder für mehrere Tage ist aber nicht möglich. 

Der Neuweg 3 des Vereins Jobdach soll ebenfalls ein «Krankenzimmer» 

erhalten, in welchem sich Menschen in einem geschützten Raum ausru-

hen können. Eine medizinische Fachbetreuung ist nicht eingeplant. 

Ein «Krankenzimmer» mit medizinischer Fachbetreuung und Aufenthalt 

für mehrere Tage soll bei der Erarbeitung eines Planungsberichtes be-

rücksichtigt werden (siehe auch Massnahme 10). 

Die lups ist in die konkrete Ausgestaltung eines Angebots einzubeziehen. 

Kosten offen 

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden 

Finanzierung ZiSG  

 

8 Koordination und Abstimmung der Öffnungszeiten von verschiedenen Ange-

bote 

Inhalt Im Bereich der Suchthilfe wirken eine Vielzahl von Akteuren und tragen 

zur Verbesserung der Situation Suchtbetroffener bei. Klare Zuständigkei-

ten und Absprachen zwischen den verschiedenen Angeboten erhöhen 

deren Wirksamkeit. Ziel ist eine verstärkte Koordination und Absprache 

innerhalb der vier Säulen. Für die Zusammenarbeit, die Koordination und 

der Informationsfluss auf der operativen Ebene sollen auf der institutio-

nellen und strategischen Ebene zwischen den verschiedenen Akteuren 

klare Rahmenbedingungen geschaffen werden. Diese Optimierung im 

Sinne eines Schnittstellenmanagements lässt sich auf verschiedenen Ebe-

nen ansiedeln: 1. Zwischen den kantonalen und kommunalen Behörden 

(inkl. ZiSG); 2. Zwischen den Behörden und den Leistungserbringern; 3. 

Unter den Leistungserbringern. Die Öffnungszeiten der verschiedenen 

Angebote sollen aufeinander abgestimmt werden. Ziel ist es, dass den 

Konsumierenden rund um die Uhr ein Angebot zur Verfügung steht, das 

bei Bedarf Betreuung und ein Dach über dem Kopf bietet.  

Wirkungsziel Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet 

Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Zeithorizont kurzfristig 
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Status Die Öffnungszeiten der verschiedenen Angebote sind nicht optimal aufei-

nander abgestimmt. Das Pilotprojekt verlängerte Öffnungszeiten der K+A 

zeigt zum Beispiel, dass eine Abstimmung der Öffnungszeiten – in diesem 

Fall mit dem Drop in – schwierig umsetzbar ist und zum Teil auch arbeits-

rechtliche Fragen aufwirft (Einhaltung der Arbeits- und Ruhezeiten).  

Die Thematik muss deshalb mit den verschiedenen Akteuren (wie in der 

kantonalen Fachgruppe Schadenminderung, Netzwerk Schadenminde-

rung,) weiter vertieft werden.  

Diese Massnahme hängt auch mit Massnahme 6 zusammen. Verschie-

dene Institutionen (VkG, Drop In, SIP sind daran, ihre Angebote dem ver-

änderten Konsumverhalten anzupassen und mobile, aufsuchende Ange-

bote weiterzuentwickeln. Dazu wurde eine Arbeitsgruppe mit den ver-

schiedenen daran beteiligten Akteurinnen und Akteuren gebildet, um ge-

meinsam ein Angebot zu entwickeln und Synergien optimal zu nutzen. 

Mobile, aufsuchende Angebote können Lücken zwischen Öffnungszeiten 

verschiedener Institutionen auffangen. 

Kosten Primär Ressourcen innerhalb des interinstitutionellen Austausches in der 

Gremienstruktur, in Abstimmung mit Massnahme 6 

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden  

Finanzierung Abhängig vom jeweiligen Angebot (ZiSG, Stadt, Akteure) 

 

9 Stärkung strategische Präsenz aufsuchende Sozialarbeit und SIP an Hotspots  

Inhalt Die strategische Präsenz der aufsuchenden Sozialarbeit (aSa) oder der SIP 

soll an den Hotspots in der Stadt Luzern weiter gestärkt werden. Bei Be-

darf sollen solche Angebote auch in anderen Gemeinden mit neuen Kon-

sumszenen (z. B. in der Agglomeration) aufgebaut werden. Die Mass-

nahme wird idealerweise mit Massnahme 11 kombiniert.  

Wirkungsziel Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet 

Gesetzlicher Auftrag ist erfüllt 

Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Zeithorizont kurzfristig 

Status Die strategische Präsenz der SIP Stadt Luzern und/oder der aufsuchenden 

Sozialarbeit (aSa) des VkG kann relativ kostengünstig ausgebaut werden, 

da die bereits vorhandene Infrastruktur, die Ressourcen und das Fachwis-

sen als Synergie genutzt werden können.  

Andere Gemeinden wie Kriens und Emmen haben nachgefragt, ob die SIP 

auch ihre Gemeinden bewirtschaften könnte. Kriens eher zum Thema Ju-

gend und Emmen zum Thema Drogen und Jugend. Die SIP plant mit die-

sen Gemeinden und auch mit anderen grösseren Agglomerationsgemein-

den zu diesem Thema Verhandlungen aufzunehmen.  

Kosten CHF 120'000 (Pilotprojekt, je CHF 60'000 für Erweiterung SIP Auftrag 

Stadt Luzern und Ausbau VkG aSa);  

Kosten für Erweiterung SIP in Gemeinden abhängig von den bestellten 

Leistungen 

Zuständigkeit Gemeinden und Kanton,  

Finanzierung Pilotprojekt 01.10.25 bis 31.3.2028: Stadt Luzern (Erweiterung SIP Auftrag 

Stadt Luzern), ZiSG (Ausbau VkG aSa) 
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Erweiterung SIP in Gemeinden: Gemeinden 

 

10 Erarbeitung Planungsbericht und Umsetzung Konzept Wohnen für vulnerable 

Personen 

Inhalt  Es besteht ein grosser Bedarf an niederschwelligen und akzeptanzorien-

tierten Wohnangeboten für crackkonsumierende Menschen. Ein solches 

Angebot bietet Schutz (vor Kälte, Gewalt etc.) und ist Grundlage für die 

Verbesserung ihrer sozialen und gesundheitlichen Situation. Ein gut aus-

gebautes und abgestimmtes Konzept kann zur Beruhigung des öffentli-

chen Raums und damit zum Sicherheitsempfinden der Bevölkerung bei-

tragen. Es braucht jedoch darüber hinaus jedoch auch Überlegungen 

grundsätzlicher Art dazu, wie obdachlose Menschen mit oder ohne Sub-

stanzkonsum oder Konsumierende bestimmter Substanzen im mittleren 

oder höheren Alter in genereller Hinsicht unterstützt werden können. Im 

Hinblick darauf ist die Erarbeitung eines strategischen Planungsberichts 

zu prüfen, der verschiedene Wohnangebote umfasst (z.B. betreutes und 

begleitetes Wohnen, niederschwellige und akzeptanzorientierte Wohnan-

gebote wie Housing-First-Angebote, Thema Sucht im Alter, Notschlafstel-

len oder Not-Übernachtungsmöglichkeiten, Krankenzimmer). 

Wirkungsziel Gesundheit der Konsumierenden ist gestärkt  

Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet 

Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Zeithorizont kurzfristig: Planungsbericht 

langfristig: Umsetzung Konzept Wohnen für vulnerable Personen 

Status Die Existenzsicherung durch die Bereitstellung von bedarfsgerechten 

Wohnangeboten liegt grundsätzlich im Zuständigkeitsbereich der Ge-

meinden. Eine Finanzierung von Basis- und Koordinationsleistungen über 

den ZiSG wäre sinnvollerweise zu prüfen. Darüber hinaus könnte die Be-

rücksichtigung von spezifischen Soziallasten (z.B. generiert durch Ange-

bote für Menschen mit sehr geringen Wohnkompetenzen) im Rahmen ei-

ner Justierung des kantonalen Lastenausgleichs geprüft werden (vgl. 

Massnahme 13). 

Der Verein Jobdach verfügt am zukünftigen Standort Neuweg 3 über 22 

kleine Studios für das Angebot «24h Betreutes Wohnen». Das sind 6 Stu-

dios mehr als bisher. Für die Notschlafstelle stehen wie bisher 18 reguläre 

Betten sowie 4 Notbetten zur Verfügung. Aktuell besteht beim Angebot 

«Betreutes Wohnen» eine Warteliste von etwa 40 Personen. Zusätzlich 

besteht ein Wohnbedarf für Menschen, die nicht nur von psychischen 

Problemen und Suchtproblemen betroffen sind, sondern aufgrund ihres 

fortgeschrittenen Alters auch unter körperlichen Beschwerden leiden, 

welche verschiedene Pflegedienstleistungen erfordern. Für diese Ziel-

gruppe sind speziell eingerichtete Zimmer notwendig, in welchen nebst 

der Betreuung auch die bedarfsgerechte Pflege mit entsprechender me-

dizinischer Versorgung geleistet werden kann, ähnlich wie in herkömmli-

chen Pflegeheimen. Zudem muss für dieses Angebot entsprechendes me-

dizinisches Fachpersonal rekrutiert werden. Der aktuelle Bedarf setzt sich 
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also zusammen aus 40 weiteren Plätzen für das bisherige Angebot «Be-

treutes Wohnen» und etwa 10 Plätzen für ältere sucht- und psychisch 

kranke Menschen mit Pflegebedarf. Der Verein Jobdach wäre bereit, das 

Angebot «Betreutes Wohnen» auf der Basis eines Projektauftrages be-

darfsgerecht auszubauen und weiterzuentwickeln. In einem ersten Schritt 

könnte ein Pilotprojekt mit einem durchlässigen Angebot für die bishe-

rige Zielgruppe «Betreutes Wohnen» und die Zielgruppe «ältere sucht- 

und psychisch kranke Menschen mit Pflegebedarf» implementiert wer-

den. 

Kosten Erarbeitung Planungsbericht: CHF 80'000 

Umsetzung Konzept: CHF 3,9 Mio./Jahr (50 Plätze à CHF 6’500/Monat), 

abzgl. Beiträge der Krankenversicherer und Wohngemeinden (Pflegefi-

nanzierung) 

Zuständigkeit Kanton und Gemeinden 

Finanzierung Kanton und Gemeinden (ZiSG oder alternative Finanzierungsregelung) 

 

d) Säule: Kontrolle und Repression 

 

11 Schaffung eines Orts im öffentlichen Raum, wo die Szene toleriert wird 

Inhalt Ein Ort im öffentlichen Raum, an dem die Szene und der Konsum toleriert 

werden, kann dazu beitragen, dass weniger Menschen unkontrolliert im 

öffentlichen Raum konsumieren. Damit kann dem «Katz-und-Maus»-Spiel 

mit fluktuierenden Konsumszenen entgegengewirkt werden, was den Zu-

gang zu den Konsumierenden und deren Unterstützung über aufsu-

chende soziale und medizinische Angebote sowie das Monitoring erleich-

tert. Die Massnahme sollte mit den Konsumierenden koordiniert werden, 

um nicht einen Ort zu definieren, der dann nicht aufgesucht wird. Die 

Massnahme setzt die Umsetzung von Massnahme 9 voraus. 

Wirkungsziel Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet 

Zeithorizont kurzfristig 

Status in Planung bei Stadt Luzern 

Kosten CHF 40'000 bauliche Massnahmen und Betriebskosten CHF 120'000 

(Massnahme 9) 

Zuständigkeit Gemeinden 

Finanzierung Gemeinden 

 

12 Bekämpfung Grossdeal bzw. -handel 

Inhalt Durch die Verfolgung von (Gross-) Handel und (Gross-) Deal kann die 

Verfügbarkeit von Crack eingeschränkt werden. Dies entlastet alle übri-

gen Massnahmen. Handlungsbedarf besteht vor allem in der Optimie-

rung der Abläufe und Verfahren in der Strafverfolgung sowohl bezüglich 

der Ressourcen der Strafverfolgungsbehörden und der Anzahl Haftplätze. 

Die Bekämpfung der organisierten Kriminalität erfordert letztlich jedoch 

eine überkantonale, nationale oder sogar überregionale bzw. internatio-

nale Kollaboration. 

Wirkungsziel Gesetzlicher Auftrag ist erfüllt 
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Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Sicherheit im öffentlichen Raum ist gewährleistet 

Zeithorizont langfristig 

Status noch nicht begonnen 

Kosten offen 

Zuständigkeit Kanton 

Finanzierung Kanton 

 

e) Rahmenbedingungen 

 

13 Überprüfung Finanzierungsregelung suchtpolitische Massnahmen 

Inhalt Wie in Kapitel 4 beschrieben birgt die heute vorgesehene Finanzierung 

eines Grossteils der suchtpolitischen Massnahmen über den ZiSG zahlrei-

che Herausforderungen für den Vollzug (geringe Reaktionsfähigkeit, un-

terschiedliche Betroffenheit etc.). Es sollten deshalb eine Anpassung der 

bestehenden oder die Schaffung alternativer Finanzierungsregelungen 

zwischen Kanton und Gemeinden geprüft werden, die eine raschere Re-

aktion auf die Entwicklung im Suchtbereich ermöglichen und die Zent-

rumslasten der Stadt Luzern adäquat berücksichtigen.  

Wirkungsziel Gesetzlicher Auftrag ist erfüllt 

Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Status im Rahmen einer kommenden Anpassung des Sozialhilfegesetzes und/o-

der des Finanzausgleichs zu prüfen 

Kosten interne Ressourcen 

Zuständigkeit Kanton 

Finanzierung Kanton 

 

14  Sicherstellung Basisbetrieb etablierter Institutionen, Angebotsplanung und Res-

sourcen 

Inhalt Der Umgang mit crackkonsumierenden Menschen erfordert eine Intensi-

vierung der bestehenden Angebote in allen vier Säulen und darüber hin-

aus die Einführung zusätzlicher Massnahmen. Als Reaktion auf die offe-

nen Konsumszenen in der Stadt Luzern wurden bei den bestehenden An-

geboten bereits einzelne Anpassungen vorgenommen. Diese Leistungen 

sind zeit- und kostenintensiv und stellen eine Herausforderung für die 

beteiligten Institutionen dar, insbesondere auch darum, weil sie teilweise 

nicht durch bestehende Verträge abgedeckt und in separaten Leistungs-

verträgen festgelegt sind. Gleichzeitig ist eine Anpassung der Angebote 

an die bestehende Ausgangslage wichtig. Eine kontinuierliche und gesi-

cherte Finanzierung bestehender Massnahmen, die auch angemessene 

Anstellungsbedingungen für das Personal (Lohnentwicklung, Teuerungs-

ausgleich etc.) zulässt, ermöglicht den Institutionen Handlungs- und Pla-

nungssicherheit, um ihr Angebot längerfristig aufrechtzuerhalten.  

In der aktuellen Situation sind die Mitarbeitenden verschiedener Instituti-

onen sehr stark belastet. Sie fühlen sich hilflos angesichts der massiven 
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Veränderungen von Menschen, die sie schon lange kennen und beglei-

ten. Daher und vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels in verschie-

denen Bereichen gilt es, den Mitarbeitenden besondere Aufmerksamkeit 

zu schenken, attraktivere Arbeitsbedingungen bereit zu stellen und ihren 

Arbeitsalltag so zu gestalten, dass sie gesund bleiben und ihre Aufgabe 

weiterhin wahrnehmen können. 

Wirkungsziel Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Status Zwischen Kanton, Stadt und Gemeinden (inkl. ZiSG) finden regelmässig 

Austausche statt, um pragmatische Lösungen für anstehende Herausfor-

derungen zu finden. 

Ebenfalls ist die Konferenz der kantonalen Suchtbeauftragten (KKBS) der 

Zentralschweizerkantone als Pilotregion der gesamten KKBS dabei, in ei-

nem ersten Schritt ein Rahmenkonzept mit Grundsätzen der Suchtpolitik 

zu erarbeiten und in einem zweiten Schritt Handlungsfelder zu identifizie-

ren, in welchen eine Kooperation der Zentralschweizer Kantone zielfüh-

rend ist. Die Stadt Luzern ist einbezogen. Dieses Projekt resultiert aus den 

Empfehlungen des Berichtes Steuerung in der Suchthilfe (Kantonsportrait 

und nationaler Bericht), welcher von der HSLU erarbeitet und auch der 

SODK präsentiert worden ist. Dieses Projektkonzept steht in den Anfän-

gen und soll der SODK und SODK Zentralschweiz präsentiert werden. 

Kosten Projekt KKBS Zentralschweiz: CHF 40'000 für alle 6 Kantone.  

Zuständigkeit Kanton  

Finanzierung Kanton 

 

15 Aufbau standardisiertes Monitoring 

Inhalt Umfassende kantonale und nationale Daten sind für die frühzeitige Er-

kennung von Veränderungen und Herausforderungen unerlässlich. Auf 

der Grundlage von Daten zu Konsumverhalten, Substanzen und Inan-

spruchnahme von Hilfsangeboten können so Massnahmen und Angebote 

der Suchthilfe regelmässig an neue Konsumrealitäten angepasst werden. 

Mit einem Monitoring verfügen die Entscheidungsträgerinnen und –trä-

ger beim Kanton und in den Gemeinden über ein Instrument, mit dem sie 

ihre Steuerungsfunktion faktenbasiert besser wahrnehmen und auch auf 

sich verändernde Situationen, wie Szenenbildungen und neue Konsum-

trends, adäquat reagieren können, auch in Bezug auf Eskalationsszena-

rien. 

Wirkungsziel Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Status Die Datenlage zur Konsumsituation, zur Grösse der Szenen, zur Lokalisie-

rung der Szenen, zu Funden von Konsumutensilien im öffentlichen Raum 

etc. im Kanton Luzern ist lückenhaft. Institutionen aus den vier Säulen der 

Suchtpolitik erfassen aktuell individuell Indikatoren und formulieren Ziele 

(z. B. registrierte Menschen in K+A inkl. Konsumationen, Behandlungsin-

anspruchnahme, Dokumentation von Funden während der Spritzentour; 

SIP und aSa haben je eine eigene App). Diese werden vertraglich festge-

halten und im Rahmen von Jahresgesprächen besprochen.  
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Der VkG bietet zudem ein Drug-Checking (Substanzanalyse) an für Kon-

sumierende von psychoaktiven Substanzen. In einem kleinen Umfang 

werden auch Substanzen von Konsumierenden der K+A getestet. Damit 

erhält man u.a. Informationen zu aktuellen Konsummustern. Bis anhin 

wurde auf kantonaler Ebene jedoch kein Indikatoren-Set definiert, wel-

ches erlaubt, die Umsetzung und auch Wirkung der kantonalen Suchtpo-

litik zu verfolgen. Im Rahmen der Erarbeitung des Suchtberichtes im Jahr 

2015 wurden von Interface erste konzeptuelle Überlegungen zu Wir-

kungszielen und damit verbundenen Indikatoren entlang der vier Säulen 

gemacht. Dieses Dokument kann Grundlage sein, um zusammen mit den 

Institutionen Wirkungsziele und Indikatoren in den vier Säulen der Sucht-

politik zu definieren. Dabei ist es wichtig, dass das System soweit möglich 

bereits erfasste Indikatoren der Institutionen berücksichtigt und Vorga-

ben definiert, welche aussagekräftig, zielführend und möglichst ressour-

censchonend sowohl für die Institutionen als auch den Kanton sind in der 

Unterstützung einer kohärenten kantonalen Suchtpolitik. Die entspre-

chenden kantonalen Stellen bzw. Leistungsbesteller und die Institutionen 

sind in die Erarbeitung miteinzubeziehen. 

Kosten CHF 30'000 - 40'000.  

Zuständigkeit Kanton 

Finanzierung Kanton 

 

16 Überarbeitung Suchtleitbild 

Inhalt Das aktuelle Leitbild zur Suchtpolitik im Kanton Luzern vom 15. Dezem-

ber 2015 ist ausreichend für die Bewältigung der aktuellen Crack-Situa-

tion. Eine Überarbeitung hat die Bewältigung künftiger Herausforderun-

gen zum Ziel. Aufgrund der Rückmeldungen der befragten Fachleute 

empfiehlt sich: 

 Grundlagen für zukünftige Herausforderungen schaffen (z. B. Aus-

tauschgefässe definieren, Vorgehen festlegen) 

 Kanton und / oder Stadt Luzern im Koordinationslead explizit er-

wähnen, Rollen klären 

 Bezug zur Strategie Sucht des BAG herstellen (Definition von 

Sucht / Abhängigkeit fehlt) 

 Ausreichende Berücksichtigung des risikoarmen Konsums und     

der sozialen Integration (z. B. Wohnsituation) 

 Berücksichtigung aller vier Säulen 

Wirkungsziel Gesetzlicher Auftrag ist erfüllt 

Behörden und Institutionen können mit angepassten Konzepten und An-

geboten angemessen reagieren 

Status – 

Kosten CHF 10'000 

Zuständigkeit Kanton 

Finanzierung Kanton 
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6. Weiteres Vorgehen und Ausblick 

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen soll gemäss der vorgesehenen Priorisie-

rung soweit möglich in der Regelstruktur durch die jeweils zuständigen Akteurinnen und Ak-

teure (Kanton, Stadt, Gemeinden und Institutionen bzw. kantonale Suchtgremien) in Folge-

projekten erfolgen. Die detaillierten Verantwortlichkeiten und der Projektfahrplan sind ent-

sprechend massnahmenspezifisch pro Projekt zu definieren. Wo eine Abstimmung innerhalb 

verschiedener Massanahmen möglich ist, soll diese erfolgen. Die Steuerung der Umsetzung 

der Massnahmen könnte zentral über das Koordinationsgremium Sucht (KGS) erfolgen. Her-

ausforderungen für die Umsetzung der Massnahmen sind die Finanzierung der Massnahmen 

bzw. die rechtzeitige Budgetierung der Mittel für das Jahr 2026 bei Kanton, Gemeinden und 

ZiSG sowie die personellen Ressourcen bei den involvierten Behörden und Institutionen. 

 

Die Entwicklung der Crack-Situation hat die Diskussion rund um die kontrollierte therapeuti-

sche Abgabe von Kokain oder Substituten an Konsumierende intensiviert. Es besteht ein 

grosser Handlungsbedarf in der Beforschung und Finanzierung von neuen Behandlungsan-

sätzen. Diese muss auf nationaler Ebene erfolgen, aber auf kantonaler Ebene aufmerksam 

verfolgt, diskutiert und sobald als möglich umgesetzt werden. 

 

Fachleute gehen davon aus, dass synthetische Opioide (z.B. Fentanylderivate, Nitazene) in Zu-

kunft auch in der Schweiz vermehrt konsumiert werden. Falls synthetische Opioide auf dem 

illegalen Markt erscheinen, ist das wahrscheinlichste Szenario, dass sie zuerst als Streckmittel 

in illegale gehandelten Opioiden auftauchen. Dementsprechend gehören Konsumierende, die 

Opioide vom illegalen Markt konsumieren, zu den Risikogruppen. Dazu gehören im wesentli-

chen Personen, die illegales Heroin konsumieren (z.B. Klientinnen und Klienten von K+A und 

Jugendliche bzw. junge Erwachsene, die opioidhaltige Schmerzmittel aus illegalen Kanälen 

konsumieren). Wie die Situation in den USA und in Grossbritannien zeigt, ist eine Zunahme 

dieser Substanzen mit einer deutlichen Erhöhung der Überdosierungen und der Todesfälle 

und einer Verschlechterung des Gesundheitszustands der konsumierenden Menschen ver-

bunden. Die vorgeschlagenen prioritären Massnahmen und die im Bericht von Infodrog er-

gänzend aufgeführten nachgelagerten Massnahmen erlauben es grundsätzlich, auch auf eine 

veränderte oder eskalierende Situation auch mit anderen Substanzen adäquat reagieren zu 

können. Dazu gehören beispielsweise ein breit gefächertes und aufeinander abgestimmtes 

Angebot im Bereich der Schadenminderung (K+A mit Konsumraum, verschiedene aufsu-

chende Angebote, ein niederschwelliges Krankenzimmer etc.); ein gut ausgebautes ambulan-

tes und stationäres Angebot (inkl. OAT, Entzug); oder ein abgestimmtes Wohnhilfeangebot, 

das zur Verminderung der Obdachlosigkeit beiträgt. Dies erfordert die vorgängige Klärung 

der Zuständigkeiten, inklusive der Finanzierung. Darüber hinaus ist der interkantonale und 

vom Bundesamt für Gesundheit koordinierte Austausch wichtig, um von den Erfahrungen an-

derer Kantone profitieren und Trends ablesen zu können. Selbstverständlich können Mass-

nahmen in Antwort auf eine veränderte oder eskalierende Situation in der Zukunft erst zu ge-

gebener Zeit definiert werden, wenn die Umstände bekannt sind. Dies erfordert eine gewisse 

Flexibilität bei der Anpassung von Massnahmen. Alle getroffenen Massnahmen müssen re-

gelmässig auf ihre Wirksamkeit überprüft und gegebenenfalls angepasst werden. Dies erfor-

dert eine sorgfältige Überwachung der Konsumsituation im Kanton und den Vergleich mit 

anderen Städten, um auf Veränderungen rasch und angemessen reagieren zu können, damit 

Kanton, Stadt und Gemeinden auch für zukünftige Herausforderungen gewappnet ist. 

 


